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Betreff: wdk Energiemarkt-Info: Marktpreise gefallen - "Ruhe" bis Montag 06.04.? - Rede des US Präsidenten 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

anbei erhalten Sie die neue Ausgabe der wdk Energiemarkt-Info mit aktuellen Informationen. 

 

 

In der laufenden Woche haben wir die „Ruhe vor dem Sturm“.  

 

Die Lage in Nahost / IRAN bestimmt das Geschehen.  

Die Strom- und Gaspreise haben seit Dienstag am Nachmittag erkennbar nachgegeben. 

Beim Strom ist der Terminmarkt gegen den SPOT-Markt gefallen. Der erste APRIL war leider teuer. Die Windsituation hat sich verschlechtert und auch PV 
war überhaubar. 

Der Temperaturtrend zeigt nach oben. 

Dass das lange Osterwochenende kann entscheidende Trendwenden, in die eine oder andere Richtung mit sich bringen.  

 

Reduktion von Risiko ist daher eine Überlegung wert. 

Wir bewegen uns weiterhin in unbekanntem Gelände. 



 

Angesicht der geopolitischen Unsicherheit ist es unmöglich zu bestimmen, in welche Richtung sich die Preise entwickeln werden. 

Die aktuellen Äußerungen Trumps, die einen zeitnahen Rückzug der USA aus dem Irankrieg auch ohne Abkommen versprechen, sorgten zumindest 
kurzfristig für einen deutlichen Rebound.  

Die Positionierungen am Markt müssen jeweils der neuen Nachrichtenlage angepasst werden. 

US-Präsident Trump hat jedoch auch mit der Vernichtung der iranischen Ölinsel Charg gedroht.  

 

US-Präsident Donald Trump hatte die Angriffe auf den iranischen Energiesektor bis zum Montag 6. April ausgesetzt. 

Andererseits zieht Trump in großem Umfang Bodentruppen in der Region zusammen, die für eine weitere Eskalation des Krieges bereitstehen. 

Seine Aussagen schwanken zwischen Drohungen und Diplomatie, müssen mit Skepsis betrachtet werden und machen eine seriöse 
Markteinschätzung unmöglich. 

 Da am Montag in Deutschland Feiertag ist und damit keine Handlungsfähigkeit besteht, ist eine Teileindeckung von Mengen am 
Donnerstag zu überdenken. 

 

 

Rede des US Präsidenten von heute Nacht 

 

5.30 Uhr: Die Ansprache von Präsident Donald Trump trug kaum dazu bei, die durch den Krieg im Iran aufgewühlten Energiemärkte zu beruhigen, da der 
Ölpreis in den Minuten nach seiner Rede weiter anstieg.  

Der Preis für Brent-Rohöl, die globale Öl-Benchmark, stieg um mehr als 4 Prozent auf über 105 Dollar pro Barrel, nachdem Trump angekündigt hatte, 
den Konflikt weiter fortzusetzen. Reaktion auf Trump-Rede: Ölpreise steigen sprunghaft an 

è Was die anderen Märkte machen, sehen wir beim Börsenstart 



 

Trump behauptete, die USA würden „größer gewinnen als je zuvor“, musste aber zugleich zugeben, dass es noch dauern werde, um den „Job zu Ende zu 
bringen“. Er hat schon gewonnen, aber braucht noch ein bisschen.  

Das Militär des Iran sei ruiniert, die Luftabwehr nicht mehr existent, aber dann entfährt ihm der verräterische Satz, der den Höhepunkt des Krieges nicht 
in der Vergangenheit, sondern in der Zukunft ansiedelt: Die USA werden IRAN in den nächsten zwei bis drei Wochen äußerst hart treffen 

Aus Steingarts Morning Briefing 02.04.2026:  

Dem amerikanischen Präsidenten Donald Trump kann man beim Entweichen der Luft regelrecht zuhören.  

Heute Nacht war es wieder so weit, als er vor die Nation trat, um die in Unordnung geratene Schlachtordnung an der Heimatfront zu begradigen. 

 

FAZIT: 

Trotz einer leichten Entspannung - insgesamt bleibt das Risiko weiterer Preisanstiege bei Erdöl, Erdgas, Strom und Kohle hoch.  

Die kurzfristige Marktrichtung wird weiterhin maßgeblich durch geopolitische Entwicklungen bestimmt,  

während strukturelle Angebotsrisiken und politische Eingriffe die mittelfristigen Perspektiven dominieren. 

Die „Ruhe“ an den Märkten, die durch Trumps wiederholte Fristverlängerungen erkauft wurde, steht auf einem fragilen Fundament. 

Europa steuert bei Gas-Speicherständen von < 30% auf einen kritischen Sommer zu, in dem die Energiesicherheit mehr denn je von der Volatilität 
politischer Entscheidungen in Washington und Teheran abhängt. 

 

 

 

 



STROM 

 

April und Mai sind die besten Monate für Solarenergie. Es wird eine hohe Frühjahrsproduktion erwartet.  

Dies sollte auch die Belastung des Strommarktes durch die höheren Gaspreise abmildern, insb. bei den PEAK Produkten sind niedrige Preise zu 
erwarten. 

Mit dem Ende des Winters und zunehmender Solarerzeugung herrscht am Strommarkt etwas „bearishe“ Stimmung.  

„Bullish“ würden kühlere Temperaturen wirken, die von einer windschwachen Phase begleitet werden (Brown Out). 

 

Insbesondere die deutlich überdurchschnittliche Windenergieerzeugung in der ersten Hälfte der letzten Woche, die Spitzenwerte von über 53 GW 
erreichte,  

übte Druck auf die Preise aus und führte von Dienstag bis Donnerstag zu erheblichen Nettoexporten, von denen der Großteil nach Österreich und in die 
Tschechische Republik floss. 

 

 

Tagespreisverlauf SPOT Markt Mittwoch letzter Woche – bis 16.00 Uhr NULL Euro/kWh. 

 



 

 

Der deutsche Markt war überversorgt und die Preise am Monat bis zum Nachmittag auf der Nulllinie 

 

BASE 2027 steigt heute Morgen fester mit 94 €/MWh ein. 

 

 



 



 

 

 

 

Tageskursverlauf Strom Jahr 2026 „BASE“ gestern – Settlementpreis 91,89 €/MWh 

 



 

 

 

Markteinsteige heute Morgen 02.04.2026 Strom Base 2027: 

 

 



 

 

 

Quartalspreise Strom BASE 2026 



 

 

 

Monatspreise am TERMINMARKT Base – Die spanne zwischen den Sommer und Winterprodukten ist sehr groß 

 



 

 

 

 

SPOT Markt Strom - Tagesmittel 

 



 

 



 

 

SPOT Markt Strom – 15 Minuten Preise – starke Schwankungen durch Einfluss der erneuerbaren Energie 



 

 

 

 

 



 

 

 



 

 

GAS 

Da die Fundamentallage für Gasexporte aus dem Nahen Osten von Woche zu Woche schlechter wird, mag der Preisrückgang etwas überraschen. 

In erster Linie sind hierfür die Ankündigungen von US-Präsident Trump und der Abbau der Risikoprämien, im stark auf steigende Preise positionierten 
kurzen Ende am Terminmarkt zurückzuführen. Eine neue Stufe auf der Eskalationsleiter blieb vorerst aus. 

 

Die in der EU geplanten Dekarbonisierungsmaßnahmen, dürften in den kommenden Jahren zu einer stetigen Abnahme der Nachfrage nach fossilen 
Energieträgern führen. Dem steht ein wachsendes LNG-Angebot durch die während der Energiepreiskrise getroffenen Investitionsentscheidungen im 
LNG-Sektor gegenüber. Ein vollständiges Verbot russischer Gasimporte ab 2027 könnte die Preise stützen. 

                      

Der Krieg in Iran und seine Effekte auf die Energiepreise haben bereits zum jetzigen Zeitpunkt zu einem Nachfrageeinbruch bei Gas in Europa geführt.  

Die industrielle Gasnachfrage in Deutschland ist seit Beginn des Irankriegs im Wochenschnitt um gut 17% gefallen. Mit den Kämpfen gerät auch 
die langfristige Gasabhängigkeit WIEDER in den Fokus. 

 

Die unterschiedlichen politischen Einflüsse, die schwer vorab zu kalkulierende LNG-Nachfrage Chinas, könnten das Preisgeschehen weiterhin 
durcheinanderwirbeln. Die niedrigen Lagerbestände bleiben ein Problem, da die Bestände deutlich aufgefüllt werden müssen. 

               

Es ist richtig, dass sich die Erdgasimporte Europas in den letzten Jahren deutlich diversifiziert haben. Während Europa im Jahr 2022 noch rund 40 
Prozent seines Energiebedarfs über Pipelinegas aus Russland deckte, liegt dieser Anteil heute bei knapp über 6 Prozent, wobei sich Norwegen und die 
USA als wichtigste Lieferanten etabliert haben. Auch die Versorgungslücke im Nahen Osten dürfte von diesen Ländern geschlossen werden, zumal die 
USA bereits rund die Hälfte der LNG-Importe der EU ausmachen. 

 



SPOT Markt Gas heute wieder unter der 50 €/MWh Marke. Der Jahreskontrakt 2027 nähert sich der 40 €/MWh Marke. 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 



 



 

 

            

 

 

LNG 

Die LNG Send-Outs nach Europa sind zuletzt wieder gestiegen und bewegen sich am oberen Ende des 5 Jahresmittel.  

Ob die Tanker dann tatsächlich in Europa ankommen oder doch meistbietend nach Asien umgeleitet werden ist noch nicht geklärt. 

 

Im März waren rund 115 Millionen Tonnen LNG-Verflüssigungskapazität außer Betrieb, was eine unglaubliche Menge ist. Es ist höchst 
unwahrscheinlich, dass dies keine nennenswerten Auswirkungen auf die Erdgasversorgung Europas haben wird, zumal die USA inzwischen erkannt 
haben, dass sie Flüssigerdgas als Mittel einsetzen können, um Druck auf Europa auszuüben. 

==> US-Präsident Donald Trump droht damit, die Lieferung von US-LNG nach Europa einzustellen, falls Brüssel ein für Washington vorteilhaftes 
Handelsabkommen nicht ratifiziert. 

 



 

 

 

Parallel verschärfte sich aber die globale Angebotslage signifikant. Produktionsausfälle von drei LNG-Anlagen in Australien infolge des Zyklons „Narelle“ 
betrafen rund acht Prozent des weltweiten LNG-Angebots.  

 

Australien ist in diesem Jahr nach den USA der zweitgrößte LNG-Exporteur der Welt. Das Land exportiert rund 19,2 Mio. Tonnen LNG auf den Weltmarkt, 
hauptsächlich nach Asien, und deckt damit 18 % des weltweiten Bedarfs. 

 

Der Markt hat mit dem Angebotsausfall in Katar rd. 30% Versorgung /Tag verloren. 



 

Es ist nicht mehr die Frage, wie viele Tage die Straße von Hormus geschlossen bleibt – jetzt geht es darum, wie stark die ganzen Schäden sind und wie 
lange es dauert, die Produktionsmengen wiederherzustellen. Die staatliche Qatar Energy, die „Ras Laffan“ betreibt, geht davon aus, dass die Schäden 
an der Anlage erst in drei bis fünf Jahren komplett behoben sein dürften. Die größten Preisbewegungen dürften vorerst in Asien sichtbar sein. Dort 
landeten üblicherweise 85% der katarischen LNG-Exporte. Für die Europäische Union deckt das Land etwa 8% der LNG-Importe und rund 4% der 
gesamten Gasimporte einschließlich Pipelinegas ab. 

 

• Die Commerzbank hat ihre Prognosen der übrigen Energiepreise angehoben Den europäischen Gaspreis TTF sehen die Analysten nicht nur 
kurzfristig, sondern auf längere Zeit gut unterstützt. Demnach dürfte der TTF-Erdgaspreis am Jahresende bei 50 EUR/MWh handeln und damit 
nur 10 % niedriger als aktuell. Dennoch hält das Bankhaus an der Erwartung längerfristig fallender Gaspreise fest. „Denn die LNG-Welle hat 
vielleicht etwas weniger Wucht, aber sie kommt“. 

 

• Die Energieexperten der britischen Bank Standard Chartered gehen hingegen davon aus, dass Erdgas TTF die Marke von 80 EUR/MWh 
überschreiten werde, falls der Konflikt zwischen den USA und dem Iran bis zum Beginn der Sommer-Einspeisesaison ungelöst bleibt. 
Gleichzeitig dürften die Notierungen laut enerchase entlang der Kurve bis 2028 weiter steigen, was bedeutet, dass die Erdgaspreise auf dem 
Kontinent über Monate hinweg hoch bleiben könnten. 

 

 

 

CHART Bewertung 

Strom für das Jahr 27 Base hat das Tief von letzter Woche mit 93,52 Euro/MWh unterschritten und dort erwartungsgemäß zunächst konsolidiert. Aus 
dem kurzen Ende des Gasmarktes kommen zunehmend Schwächesignale, was sich laut Analysten auch auf Strom Cal 26 auswirken müsste.  

Kurse unterhalb von 93,52 EUR/MWh sind deshalb durchaus denkbar. Damit gerät die starke Unterstützung bei der 90-EUR-Marke wieder in den 
Blickpunkt.  



Teileindeckung von Mengen über Tranchenorders können sinnvoll sein. 

 

 

 

 

SPEICHER 

Die deutschen Speicher sind 7% geringer gefüllt als vor 12 Monaten und liegen am unteren Ende der historischen Vergleichskurve. 

Die EU-Speicher sind in Summe nur 5% unter dem Vorjahreswert und liegen 10% über dem 10 Jahrestiefstwert. 

 

 



 

 

 



In Europa verschärft sich die Situation zusätzlich durch niedrige Speicherstände von 28,5 Prozent. Die diskutierte Absenkung der Speicherziele auf 80% 
zeigt den Versuch,  

Marktdruck zu reduzieren, ändert jedoch nichts an strukturellen Versorgungsrisiken. Ein Szenario mit lediglich 70 Prozent Füllstand erscheint unter 
anhaltenden Störungen plausibel. 

 

 

 

 

GEO-POLITIK 

Das Ultimatum an das Regime in Teheran wurde am Donnerstag nochmal um zehn Tage verlängert. Gleichzeitig werden unverändert Energieanalgen und 
jetzt sogar Entsalzungsanlagen zur Trinkwassergewinnung gegenseitig angegriffen. Am Wochenende haben die Huthi-Rebellen aus Jemen sich erstmals 
aktiv in den Konflikt eingemischt (Raketen auf Israel und Angst vor Attacken im Roten Meer). Gleichzeitig werden die Drohungen der USA, was bei Ablauf 
des Ultimatums geschehen, immer stärker und mehren sich die Anzeichen, dass die US-Truppenstärke auch für Kämpfe an Land ausgeweitet wird. 

Die zunehmende Anzahl der amerikanischen Bodentruppen im Nahen Osten spricht gegen eine baldige Auflösung der Spannungen. 

 

 

 

 

EUA 

 

Der EUA-Markt zeigte sich weitgehend entkoppelt von den Fundamentaldaten und reagierte primär auf regulatorische Unsicherheit. Diskussionen über 
Eingriffe wie einen Preisbremsmechanismus sowie der geplante Verkauf von 400 Millionen EUAs durch die EU-Kommission verstärken das Misstrauen. 



Die Europäische Union soll erwägen, die automatische Löschung überschüssiger CO2-Zertifikate in ihrem Emissionshandelssystem ETS zu beenden.  

Dies sei ein Plan, um künftige Preisschwankungen zu vermeiden 

 

Die seit Mitte Januar anhaltenden Verluste waren in erster Linie angetrieben von übertrieben negativen Schlagzeilen über politische Kursänderungen 
aus Brüssel, die in der maximalen Härte wahrscheinlich nicht umgesetzt werden. Die Spekulanten haben ihre Netto-Long-Positionen vom Hoch im 
Januar auf knapp ein Viertel reduziert. Es zeichnet sich zunehmend eine breitere strukturelle Kluft innerhalb Europas ab: auf der einen Seite Länder, die 
aufgrund ihrer fossillastigen Industriebasis stärker von CO-Kosten betroffen sind; auf der anderen Seite diejenigen, die von einer höheren 
Durchdringung erneuerbarer Energien und niedrigeren Grenzkosten von Emissionsminderungen profitieren. Trotz dieser Spannungen fiel das jüngste 
Ergebnis des Europäischen Rates konstruktiver aus als erwartet. In Summe gab es kaum Anzeichen für den Wunsch nach einer strukturellen 
Überarbeitung. Der Markt setzte zu einer starken Erholung nach oben an und der EUA-Preis kletterte in Summe um 5,9% auf 71,67 Die Europäische 
Kommission wird möglicherweise bereits diese Woche neue Maßnahmen ankündigen. 

Führende europäische Politiker haben sich zuletzt für den Erhalt des EU-Emissionshandelssystems ausgesprochen, und auch die EU-Klimaziele 
wurden bestätigt. Vor diesem Hintergrund dürfte die Reform so gestaltet werden, dass der CO2-Preis mittel- bis langfristig weiter steigt. Die 
Maßnahmen könnten jedoch etwas Druck vom Markt nehmen und den Preis relativ stabil halten. Die Marktreaktion zum Wochenbeginn zeigt deutlich, 
dass die Marktteilnehmer mit weitreichenderen Maßnahmen gerechnet hatten. 

 

Der EUA-Markt zeigte sich weitgehend entkoppelt von den Fundamentaldaten und reagierte primär auf regulatorische Unsicherheit. Diskussionen über 
Eingriffe wie einen Preisbremsmechanismus sowie der geplante Verkauf von 400 Mio. EUAs durch die EU-Kommission verstärken das Misstrauen 

 

 



 

 



 

 

 

ÖL 

 

Saudi-Arabien nutzt seine East-West-Pipeline zum Roten Meer.  

7 Mio. Barrel durch die Pipeline von 15 Mio. über die Straße von Hormus. 

Zusätzlich mit den IRAN Exporten über den Seeweg reduziert sich die Unterversorgung im Markt momentan etwas. 

Am roten Meer werden nun rd. 5 Mio. bll Rohöl/d auf Schiffe verladen.  

Allerdings nur für Rohöl. Die Lücke bei raffinierten Ölprodukten (3,3 Mio. bll) und LPG/LNG (1,50 Mio. bll) wird nicht einfach zu schließen sein, insb. 
wenn die Infrastruktur weiter beschädigt wird.  

Der IRAN verdient im Moment gut mit den gestiegenen Ölpreisen. 

Der Preis für die Ölsorte BRENT ist im März um ca. 57 % gestiegen und hat den stärksten Monatsanstieg seit 38 Jahren.  

Die Preise für Diesel, Gasöl und Kerosin haben sich noch stärker verteuert. 

Der Dieselpreis in Rotterdam erreichte 1.455 USD je Tonne, ein Niveau, das nur Anfang März 2022 kurzzeitig überschritten wurde. 

Der Dieselpreis hat sich fast verdoppelt – Kerosin hat sich verdoppelt. 

 

Europa war der wichtigste Abnehmer von Kerosin aus der Golfregion. EU hat im letzten Jahr 280 Tsd. Barrel pro Tag bezogen, was 60 % des Imports 
abdeckte. Die restlichen Lieferungen kamen hauptsächlich aus Asien, wo es derzeit ebenfalls Knappheiten gibt, die wie in China zu sehen bereits zu 
Exportbeschränkungen führen. 

 



In einem Beitrag auf „Truth Social“ beschuldigte Trump insbesondere Großbritannien und andere Länder, den USA nicht im Konflikt mit dem Iran nicht 
zur Seite gestanden zu haben, und fordert diese auf: „Besorgt euch euer Öl selbst!“. Die Unsicherheit bleibt. 

 

Donald Trumps wechselhafte Ankündigungen - die Bandbreite reichte letzte Woche von:  

„Der Iran ist besiegt und der Konflikt zu Ende bis wir werden mit Bodentruppen alles Uran aus Iran rausholen und die Energieinfrastruktur komplett 
zerstören“  

 Obwohl diese Aussagen immer weniger in der Lage sind die Ölpreise zu bewegen, durchschritten diese für BRENT letzte Woche erneut eine große 
Bandbreite zwischen 96 und 115 $/bbl. 

 

Die US Lagerbestände sind unerwartet gestiegen. 

 

 



 

 



 

Das nächste Nadelöhr – Bab al Mandab 

 

Die Ölmengen die nun über die Pipeline in Saudi Arabien nach Dschidda fließen und dort verschifft werden können zum Teil durch den SUEZ Kanal ins 
Mittelmeer gelangen. 

 

Die SUPER TANKER müssen aus dem roten Meer durch die Straße von Bab al Mandab in den Golf von Aden und fahren um das Kap Horn in den 
Atalantik. 

 

 



 

 

Mit dem Eintritt der Huthi-Rebellen im Jemen in den Konflikt ist auch für diese Öllieferungen das Risiko gestiegen. So liegt auch der Ölhafen 
Yanbu – Oberhalb von Dschidda - in Reichweite der Raketen der Huthi-Rebellen. Zudem müssen die im Hafen Yanbu „VOLL“ beladenen Öltanker auf der 



Fahrt in Richtung Asien die Meerenge Bab El-Mandeb am Jemen vorbei passieren, die seit den Angriffen der Huthi-Rebellen während des Gaza-Krieges 
von vielen Schiffen aus Sicherheitsgründen gemieden wird. 

 

Der SUEZ-Kanal ist in BREITE, Höhe und Tiefgang limitiert – nicht in der Schiffslänge – ggf. können Schiffe mit Teilladung von 60-70% passieren. Tiefgang 
max. 20 Meter. Höhe max. 70m  

 

UKRAINE – RUSSLAND 

Auch Russland witterte das Ölgeschäft und hatte Hoffnung über den höheren Ölpreis wieder mehr Einnahmen zu generieren. 

40 % der Exportkapazitäten in Russland sind lahmgelegt durch intensivierte Drohnenangriffe der Ukraine auf die Ölhäfen Primorsk und Ust-Luga an der 
Ostsee sowie den Hafen Noworossijsk am Schwarzen Meer nicht verfügbar.  

 

Das ist die schwerste Unterbrechung in der Geschichte Russlands und trifft Moskau und die Weltwirtschaft genau zu dem Zeitpunkt, als die Ölpreise 
aufgrund des Iran-Krieges die Marke von 100 USD überschritten haben. Mit der Beschlagnahme von Schiffen der Schattenflotte summieren sich die 
Ausfälle auf 2 Mio. / bll/d.  

Der Ukraine-Krieg stellt somit ein zusätzliches, nicht zu vernachlässigendes Risiko für die Ölversorgung dar. 

 

 



 

 

 

 



KOHLE è Die Renaissance & deutsche „Energiepolitik“  

 

Kohle ist in der aktuellen Gemengelage wieder stärker gefragt. 

Noch vor wenigen Jahren galt die Kohle als das Auslaufmodell der globalen Energiegeschichte. Doch im März 2026 ist die Welt eine andere. Der Irankrieg 
hat das globale Energiegefüge zerrissen und die Kohle zurück ins Interesse gerückt. Da Experten davon ausgehen, dass der Wiederaufbau der 
Kapazitäten in Katar mindestens drei Jahre dauern wird, ist Erdgas als „saubere Brückentechnologie“ über Nacht für insbesondere ärmere Länder 
unbezahlbar und unzuverlässig geworden. 

 

Länder, die ihre Kohlekapazitäten behalten haben wie China, Indien oder noch teilweise Deutschland in der Reserve, können im Rahmen eines Fuel-
Switches umschalten. Die Realität in 2026 zeigt, dass China nun eine „Alles-ausbauen“-Strategie verfolgt. 

In China und Indien wird Kohle nicht als Problem, sondern als Lösung gesehen. Da beide Länder etwa 85 bis 90 % ihres Kohlebedarfs aus 
heimischen Minen decken können, bietet Kohle eine Immunität gegen geopolitische Risiken. Auch Indonesien hat in 2026 seine Kohleproduktion massiv 
hochgefahren, um die explodierende Nachfrage in Japan, Südkorea und Taiwan zu bedienen. 

 

 Dagegen Deutschland: RWE bereitet Flutung vor – 100 Jahre Braunkohle-Reserven im Rheinischen Revier vor dem Aus 

Im rheinischen Braunkohlerevier treibt RWE seit Ende Januar 2026 ein Projekt voran, das weit über ein normales Bauvorhaben hinausgeht. Bei 
Dormagen soll ein Pumpbauwerk entstehen, das bis zu 18 Kubikmeter Rheinwasser pro Sekunde über eine 45 Kilometer lange Leitung zunächst in den 
Tagebau Hambach und ab Mitte der 2030er Jahre auch nach Garzweiler transportiert. Hintergrund ist die politisch festgelegte Nachnutzung der 
Tagebaue als Seenlandschaft, während die Flutung förderfähige Braunkohlevorräte auf lange Sicht unzugänglich machen würde. Die Braunkohle-
Reserven im Hambacher Revier würden noch für mindestens 100 Jahre reichen, zugleich könnten moderne Kraftwerke am Standort Neurath 
noch jahrzehntelang Strom erzeugen. Die Folgen wären deshalb erheblich: strategische Energievorräte gingen verloren, die Kosten liegen bereits bei 
rund einer Milliarde Euro, Umweltfragen zur Wasserqualität bleiben offen und der Druck auf den Industriestandort Nordrhein-Westfalen dürfte weiter 
steigen (rwe: 19.03.26). 

 

Strukturwandel mit endgültigem Charakter 

https://www.rwe.com/forschung-und-entwicklung/projektvorhaben/rheinwassertransportleitung/elsdorf/


Befürworter sprechen bereits vom künftigen „Rheinischen Seengebiet“ und werben mit großen Wasserflächen. Doch hinter diesen Bildern steht ein 
Eingriff, der die energiepolitischen Optionen künftiger Generationen massiv einschränkt. Ein einmal gefluteter Tagebau lässt sich nur mit enormem 
Aufwand wieder für die Rohstoffgewinnung nutzbar machen. 

 

 Auch in Europa sind erste Rufe nach einer Reaktivierung bereits stillgelegter Kohlekraftwerke zu hören, wie dies im Fall der Gaspreisexplosion zu 
Beginn des Ukraine Kriegs der Fall war. Polen hält an der Kohle fest und sieht sich durch die Krise bestätigt. In Deutschland ist nur die 
Diskussion um den Kohleausstieg 2030 oder 2038 in vollem Gange. Ohne russisches Gas und mit beschädigten LNG-Terminals in Katar ist Kohle 
der einzige Brennstoff, der die Grundlast im Winter sichern kann. 

 

 

Französische Atomkraftwerke zur Stützung des deutschen Stromnetzes immer wichtiger 

Französische Atomkraftwerke haben 2025 weiter an Gewicht für die Stabilität des deutschen Stromnetzes gewonnen. Kernenergie stellte erneut den 
größten Anteil an den deutschen Stromimporten. Die Übertragungsnetzbetreiber setzten sie gezielt für den sogenannten Crossborder-Redispatch ein. 
Auslöser waren starke Schwankungen bei Wind- und Solarstrom, die zeitweise Überlastungen oder Engpässe im Netz verursachten. Nach Angaben der 
Bundesnetzagentur lag das Volumen der Redispatch-Maßnahmen mit ausländischen Kernkraftwerken von Januar bis September 2025 bei rund 77 
Gigawattstunden. Im gleichen Vorjahreszeitraum waren es etwa 69 Gigawattstunden. Das entspricht einem Anstieg um rund 11,6 Prozent. Die Kosten 
dieser Eingriffe entstehen aus Gründen der Systemsicherheit und landen deshalb über die Netzentgelte bei Haushalten und Unternehmen in 
Deutschland 

 

 

…. für Europa bleiben damit nur noch wenige Optionen.  

 

1) Entweder zahlen Importeure die gestiegenen Preise, um weiterhin LNG zu sichern.  

 



2) Sie drosseln den Verbrauch – wie es derzeit bereits in Teilen Asiens geschieht.  

 

3) Eine dritte Möglichkeit wäre, stärker auf andere Energieträger auszuweichen.  

 

Alle drei Wege haben Konsequenzen: höhere Kosten für Haushalte und Industrie, geringere Produktion oder ein Rückgriff auf klimaschädlichere 
Alternativen.  

Damit wird LNG für Europa vom Ersatz für Pipeline-Gas zum eigenen Problem. 

Genau diese Unsicherheit schlägt inzwischen auch in der deutschen Energiepolitik durch.  

 Bundeskanzler Friedrich Merz (CDU) hat den bisherigen Fahrplan für den Kohleausstieg infrage gestellt.  

Bei einer Veranstaltung der Frankfurter Allgemeinen Zeitung sagte er Ende letzter Woche, möglicherweise müssten Kohlekraftwerke länger am Netz 
bleiben als geplant.  

Man könne die Energieversorgung nicht aufs Spiel setzen, nur weil vor Jahren Ausstiegsdaten beschlossen worden seien, erklärte Merz.  

 

Man müsse Deutschland mit Strom versorgen, sagte Merz.  

„Ich bin nicht bereit, den Kern unserer Industrie aufs Spiel zu setzen, nur weil wir da Ausstiegspläne beschlossen haben, die  unrealistisch 
sind.“ 

 

 Eine Rückkehr zur Atomkraft schloss er dennoch erneut aus.  

Und die eigene Erdgasförderung steht nicht auf der Agenda. 

 

 

https://www.berliner-zeitung.de/topics/friedrich-merz
https://www.berliner-zeitung.de/topics/atomkraft


 

 

 

 

WETTER 

 



Schnee in den Bergen è ermöglicht Wasserkraft im Frühjahr und Frühsommer 

Ab dem Wochenende wieder Temperartuten leicht über der Norm. 

Einbruch der Windstromerzeugung von 43Gw auf 3GW am 01.04.26 ! = kein Aprilscherz – wenig Sonne, kühl und kein Wind = hoher SPOT Preis 

 

 

 



 

 

 

WIRTSCHAFT 

 

die OECD hat ihre Erwartung für das Wirtschaftswachstum in Deutschland für 2026 von 1,0 auf 0,8% gesenkt und allein die Tatsache, dass noch kein 
Ende des Konflikts in Sicht ist, macht diese Schätzung verständlich. 

 

An den Finanzmärkten macht sich die Angst vor einem Anstieg der Inflation am kurzen Ende der Zinsterminkurve bemerkbar. Und auch der DAX verlor 
auf Wochensicht 

 

Der Dollar gewann an Wert zum Euro. 

Sämtliche Leitindexwerte sind gefallen von 2,0% (S&P 500) bis 11% (Nikkei 225) 

Circa 90 % der Industrieunternehmen erwarten, dass der Irankrieg ihre Geschäfte beeinträchtigt. Das ergab eine aktuelle Umfrage im Rahmen der 
monatlichen Ifo Konjunkturumfrage. Nur 9 % sehen sich derzeit nicht betroffen. 

Die vom Krieg verursachten Inflationssorgen haben dazu beitragen, dass Volkswirte für die Eurozone statt mit einer Zinssenkung nun mit 
Zinserhöhungen rechnen. EZB-Präsidentin Lagarde hat die Entschlossenheit der EZB im Kampf gegen die Inflation hervorgehoben und auch marktseitig 
wird inzwischen eine Zinserhöhung im April mehrheitlich eingepreist. 

Es gilt laut der Hessischen Landesbank aber zu berücksichtigen, dass die hohen Energiekosten sowohl inflationstreibend als auch 
wachstumsdämpfend 

Der Irankrieg hat die Inflation in Deutschland auf den höchsten Stand seit Jahren getrieben. Das Statistische Bundesamt meldete am Montag einen 
Anstieg der Verbraucherpreise auf 2,8 % im März nach 2,0 % im Februar, als die Inflationsrate noch exakt dem EZB-Ziel entsprach. Es sind die ersten 
Preisdaten seit dem Kriegsausbruch vor vier Wochen. Die Energiepreise stiegen laut den Schätzungen der Behörde um 7,2 %. 



Deutlich mehr Unternehmen planen in Deutschlands angesichts steigender Energiekosten durch den Irankrieg mit höheren Preisen. 

 

 Über höhere Produktions- und Transportkosten werden die Energiepreise auch auf Waren und Dienstleistungen durchschlagen. 

 

 

 

 

 

 



 

Mit freundlichen Grüßen 

Markus Könn 

 

Ing. Büro Könn 

Wilhelm-Herz-Str. 77 
68766 Hockenheim 
Telefon: 0049 (0)6205 - 208167-0 
Mobil:     0049 (0)172 - 7775313 
MKoennEnergie@aol.com 
 
Hinweis zum Datenschutz:  
Der Inhalt dieser eMail sowie etwaiger Anlagen hierzu sind vertraulich und ausschließlich für den Gebrauch durch den Empfänger bestimmt. Soweit eine 
Weitergabe oder Verteilung nicht ausschließlich zu internen Zwecken des Empfängers geschieht, wird jede Weitergabe, Verteilung oder sonstige 
Kopierung untersagt. Diese E-Mail könnte vertrauliche und/ oder rechtlich geschützte Informationen enthalten. Wenn Sie nicht der richtige Adressat 
sind oder diese E-Mail irrtümlich erhalten haben, informieren Sie bitte sofort den Absender und löschen Sie diese E-Mail mit den zugestellten Daten voll 
umfänglich aus Ihrem System. Diese E-Mail wird über eine unverschlüsselte Verbindung übertragen. Sie ist somit nicht gegen den Zugriff Dritter 
geschützt. Die Vertraulichkeit ist deshalb unter Umständen nicht gewahrt. Wir haften nicht für die Unversehrtheit dieser E-Mail, nachdem diese unseren 
Herrschaftsbereich verlassen hat. 
This electronic transmission (and any attachments thereto) is intended only for the use of the addressee(s). It may contain confidential or legally 
privileged information. If you are not the intended recipient of this message, you must delete it immediately and notify the sender.  
Any unauthorized use or disclosure of this message is strictly prohibited. We does not guarantee the integrity of this transmission and shall therefore 
never be liable if the message is altered or falsified nor for any virus, interception or damage to your system.  
This e-mail may contain confidential and/or legally protected information. If you are not the intended recipient, or have received this message by 
mistake, please advise the sender immediately and deletet. This e-mail has been sent over an unencrypted connection, and is therefore not protected 
against third party access.  
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Mit freundlichen Grüßen 

 

Dr. Christoph Sokolowski 

Leiter des Hauptstadtbüros 
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